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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.02.2024 

Geschäftszahl 

Ra 2023/02/0102 

Rechtssatz 

Bei einem behördlichen Straferkenntnis handelt es sich um eine taugliche Verfolgungshandlung im Sinn 
des § 32 Abs. 2 VStG. Das VwG ist daher gehalten, eine von ihm wahrgenommene Ungenauigkeit im 
Spruch des behördlichen Straferkenntnisses selbst richtig zu stellen oder zu ergänzen (VwGH 26.4.2022, 
Ra 2021/02/0250). 
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